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Wenn der freie Rundfunk zur Erziehungsanstalt wird 

Wir müssen den Tatsachen schonungslos ins Auge sehen: Das Fundament unserer Demokratie 

– die freie Meinungsbildung – gerät dort unter Druck, wo der öffentlich-rechtliche Rundfunk 

seinem gesetzlichen Auftrag zu Vielfalt, Ausgewogenheit und unabhängiger Berichterstattung 

nicht gerecht wird. Was einst als staatsfern organisierte Informationsquelle für die Bürger 

geschaffen wurde, hat sich nach Auffassung vieler Kritiker zunehmend zu einer 

staatstragenden Erziehungsinstanz entwickelt. Unter dem Deckmantel des Bildungs- und 

Informationsauftrags erleben wir im alltäglichen Fernsehprogramm immer wieder Formen der 

Debattenlenkung, bei denen unbequeme Fakten weniger Beachtung finden und kritische 

Stimmen durch sprachliches Framing moralisch eingeordnet werden. 

Aus Sicht des Autors handelt es sich dabei nicht lediglich um vereinzelte journalistische 

Fehlleistungen, sondern um wiederkehrende Mechanismen, die in diesem Dossier anhand 

konkreter Beispiele untersucht werden. Besonders problematisch ist dies, weil der öffentlich-

rechtliche Rundfunk durch einen verpflichtenden Rundfunkbeitrag finanziert wird, der 

erforderlichenfalls auch im Wege der Vollstreckung beigetrieben werden kann. Gerade daraus 

erwächst ein besonderer Anspruch an Vielfalt, Ausgewogenheit und Staatsferne. Wir dürfen 

vor möglichen Fehlentwicklungen nicht schweigen. Digitale Aufklärung und ein 

konsequentes Gegen-Monitoring sind wichtige Instrumente des mündigen Bürgers, um die 

Verantwortlichen in den Rundfunkanstalten mit ihren eigenen Ausstrahlungen zu 

konfrontieren, Aussagen anhand belastbarer Primärquellen zu überprüfen und die freie 

Meinungsbildung zu stärken. 
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       KAPITEL 1: DIE GEFÄHRDETE 

MEINUNGSFREIHEIT 

Wenn der freie Rundfunk zur Erziehungsanstalt wird 

1.1 Das interne Dokument: Das „Framing-Manual“ der ARD 

Um die Mechanismen der gezielten Meinungsleitung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu 

verstehen, muss man einen Blick in die internen Strategiepapiere der Rundfunkanstalten 

werfen. Im Jahr 2019 wurde ein internes Gutachten des „Berkeley International Framing 

Institute“ öffentlich, das im Auftrag der ARD erstellt worden war. Dieses Dokument existiert 

schwarz auf weiß. 

Das Handbuch enthält konkrete sprachliche Vorschläge, wie in der Kommunikation über den 

Rundfunkbeitrag verfahren und wie mit Kritikern umgegangen werden könnte. Gegner des 

Beitrags sollten nach den Vorschlägen des Gutachtens durch gezielte Wortwahl sprachlich 

gerahmt werden, was Kritiker als Versuch werten, eine sachliche Debatte zu beeinflussen. 

Während die ARD im Nachgang betonte, dass es sich hierbei um eine unverbindliche 

Diskussionsgrundlage für interne Workshops und nicht um bindende Sprach- oder 

Handlungsanweisungen handelte, zeigt das Dokument, mit welchen linguistischen 

Mechanismen in der Kommunikation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gearbeitet werden 

sollte. Das vollständige, rund 120-seitige Dokument wurde 2019 von netzpolitik.org 

veröffentlicht und ist weiterhin online abrufbar. 

  https://netzpolitik.org/2019/wir-veroeffentlichen-das-framing-gutachten-der-ard/  

 
1.2 Das Gesetz der Einseitigkeit: Der Verstoß gegen den 
Programmauftrag 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist kein rechtsfreier Raum, sondern an die gesetzlichen 

Vorgaben des Medienstaatsvertrags sowie an die für die jeweiligen Rundfunkanstalten 

geltenden Staatsverträge und Gesetze gebunden. Der Medienstaatsvertrag verpflichtet die 

öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten unter anderem zu Objektivität und Unparteilichkeit 

https://netzpolitik.org/2019/wir-veroeffentlichen-das-framing-gutachten-der-ard/
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der Berichterstattung, zur Meinungsvielfalt sowie zur Ausgewogenheit ihrer Angebote. 

Unterschiedliche Auffassungen sollen angemessen berücksichtigt werden. 

Medienwissenschaftliche Untersuchungen weisen bei einzelnen Talkshows, 

Nachrichtenformaten und Themenfeldern auf teilweise deutliche Ungleichgewichte bei der 

Auswahl von Gästen, Themen und politischen Positionen hin. Kritiker bemängeln 

insbesondere, dass bestimmte politische Meinungen und Oppositionspositionen teilweise 

unterrepräsentiert seien oder durch sprachliches Framing bereits wertend eingeordnet würden. 

Ob daraus im konkreten Einzelfall ein Verstoß gegen den gesetzlichen Programmauftrag 

folgt, muss anhand des jeweiligen Gesamtangebots und der konkreten Umstände beurteilt 

werden. Der Gesetzestext zum Programmauftrag kann in den amtlichen Dokumentationen der 

Länder nachgelesen werden: 

   landtag.sachsen-anhalt.de 

1.3 Das Milliarden-System: Transparenz über die Mittelverwendung 

Der Vorwurf, dass ein erheblicher Teil der Einnahmen aus dem Rundfunkbeitrag für 

Verwaltungsstrukturen, Personalaufwendungen und teilweise hohe Versorgungsleistungen 

verwendet wird, lässt sich anhand der veröffentlichten Finanz- und Prüfberichte überprüfen. 

Ob einzelne Ausgaben als „aufgebläht“ oder unangemessen hoch einzustufen sind, ist 

dagegen eine politische und wirtschaftliche Bewertung. 

Die Rundfunkbeitragserträge beliefen sich im Jahr 2025 auf rund 8,72 Milliarden Euro, nach 

rund 8,74 Milliarden Euro im Jahr 2024. Davon gingen rund 8,56 Milliarden Euro an ARD, 

ZDF und Deutschlandradio und rund 164,5 Millionen Euro an die Landesmedienanstalten. 

Die Höhe und Struktur des Finanzbedarfs sowie zahlreiche Aufwendungen der 

Rundfunkanstalten werden unter anderem in den Berichten der Kommission zur Ermittlung 

des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) dokumentiert. Diese offiziellen Berichte 

ermöglichen es, Verwaltungs-, Personal- und Versorgungsaufwendungen anhand konkreter 

Zahlen nachzuvollziehen. 

1.4 Das Handwerk der Nachrichtenauswahl: Wie Medienberichterstattung 

strukturell wirkt 

Um das System der etablierten Sendeanstalten wirksam zu hinterfragen, muss man die 

konkreten Methoden verstehen, durch die öffentliche Wahrnehmung und Meinungsbildung 

beeinflusst werden können. Medienwissenschaftlich bekannte Mechanismen wie Agenda 

Setting, Framing und die Auswahl von Gesprächspartnern können erheblichen Einfluss darauf 

haben, welche Themen und Perspektiven öffentliche Aufmerksamkeit erhalten und wie sie 

wahrgenommen werden. 

• Die selektive Fakten-Auswahl (Agenda Setting): Redaktionen entscheiden 

zwangsläufig darüber, welche Themen und Einzelaspekte Eingang in eine 

Nachrichtensendung finden und welche nicht. Problematisch kann dies werden, wenn 

bestimmte gesellschaftlich relevante Informationen oder Perspektiven wiederholt 

deutlich weniger berücksichtigt werden als andere. Ein geeignetes Untersuchungsfeld 

ist beispielsweise die Berichterstattung über die Polizeiliche Kriminalstatistik des 

Bundeskriminalamtes (BKA). Hier lässt sich anhand der Originalstatistik und der 

jeweiligen Berichterstattung konkret überprüfen, welche Zahlen aufgegriffen, welche 

weggelassen und in welchen Zusammenhang sie gestellt wurden.  
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1.5 Der juristische Donnerschlag: Das Grundsatzurteil zur Vielfaltspflicht 

Genau gegen die von ihr behauptete strukturelle Einseitigkeit zog eine Bürgerin vor Gericht 

und erreichte eine höchstrichterliche Grundsatzentscheidung. Das Bundesverwaltungsgericht 

in Leipzig fällte am 15. Oktober 2025 im Verfahren mit dem Aktenzeichen 6 C 5.24 ein 

Urteil, das für die rechtliche Bewertung des Rundfunkbeitrags von erheblicher Bedeutung ist.  

Die obersten Verwaltungsrichter hoben die Entscheidung des Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshofs auf und stellten eine fundamentale verfassungsrechtliche 

Verknüpfung klar: Der den Rundfunkbeitrag rechtfertigende individuelle Vorteil liegt nicht 

allein in der bloßen Empfangsmöglichkeit, sondern in der Möglichkeit, ein dem 

verfassungsrechtlichen Funktionsauftrag entsprechend ausgestaltetes Programm empfangen 

zu können. Dieser Funktionsauftrag verlangt insbesondere gegenständliche und 

meinungsmäßige Vielfalt und Ausgewogenheit im Gesamtprogrammangebot.  

Das Gericht entschied, dass die verfassungsrechtliche Rechtfertigung der Beitragserhebung 

infrage steht, wenn das Gesamtprogrammangebot aller öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkveranstalter über einen längeren Zeitraum die Anforderungen an gegenständliche 

und meinungsmäßige Vielfalt und Ausgewogenheit gröblich verfehlt. Dabei darf die Prüfung 

nicht auf einzelne Sendungen, Themenfelder oder Rundfunkanstalten beschränkt werden. Das 

BVerwG hält einen Betrachtungszeitraum von nicht unter zwei Jahren für sachgerecht und 

verlangt evidente und regelmäßige Defizite.  

Wichtig für den Bürger ist: Das BVerwG begründet mit diesem Urteil kein unmittelbares 

Leistungsverweigerungsrecht, das zur eigenmächtigen Einstellung der Beitragszahlung 

berechtigt. Bietet das substantiiert vorgetragene und in aller Regel durch wissenschaftliche 

Gutachten unterlegte Vorbringen jedoch hinreichende Anhaltspunkte für solche evidenten und 

regelmäßigen Defizite, muss das Verwaltungsgericht dem nachgehen. Bestätigen sich die 

Defizite im Rahmen der Beweiserhebung zur Überzeugung des Gerichts, muss es die 

Rundfunkbeitragspflicht dem Bundesverfassungsgericht im Wege der konkreten 

Normenkontrolle nach Art. 100 GG zur Prüfung vorlegen. Das konkrete Verfahren wurde zur 

weiteren Sachaufklärung und Entscheidung an den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

zurückverwiesen.  

Zurück zum Anfang 

1.6 Wie die Luft für die TV-Anstalten jetzt richtig eng wird 

Das Urteil vom 15. Oktober 2025 hat einen rechtlichen Hebel offengelegt, der die 

verfassungsrechtliche Grundlage der Rundfunkfinanzierung berühren kann. Die Richter haben 

allerdings bewusst eine sehr hohe Hürde gesetzt. Das Bundesverwaltungsgericht bezeichnete 

es im konkreten Fall nach dem bisherigen tatsächlichen Vorbringen sogar als „überaus 

zweifelhaft“, ob die Klägerin eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht erreichen kann. 

Doch erstmals ist höchstrichterlich klargestellt, dass eine gröbliche und längerfristige 

Verfehlung der gebotenen Vielfalt und Ausgewogenheit des Gesamtprogramms die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung der Beitragspflicht infrage stellen kann.  
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Um diesen rechtlichen Hebel tatsächlich nutzen zu können, reichen subjektive Eindrücke, 

einzelne Sendungen oder pauschale Vorwürfe nicht aus. Kläger müssen substantiiert 

Anhaltspunkte dafür vortragen, dass das Gesamtprogrammangebot aller öffentlich-

rechtlichen Rundfunkveranstalter über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren 

evidente und regelmäßige Defizite hinsichtlich der gegenständlichen und meinungsmäßigen 

Vielfalt und Ausgewogenheit aufweist. Das BVerwG weist ausdrücklich darauf hin, dass ein 

solcher Vortrag in aller Regel durch wissenschaftliche Gutachten unterlegt sein muss.  

Genau hier schließt sich der Kreis zu unabhängigen Aufklärungsprojekten und investigativer 

Medienkritik: Das systematische Sammeln und Archivieren von Sendebeiträgen, die 

Dokumentation der Zusammensetzung politischer Gesprächsrunden sowie der Abgleich 

konkreter Tatsachenbehauptungen mit belastbaren Primärquellen können empirisches 

Rohmaterial für weitergehende wissenschaftliche Medienanalysen liefern. Entscheidend 

bleibt jedoch die vom BVerwG gesetzte hohe Schwelle: Erst ein hinreichend substantiierter 

Vortrag über evidente und regelmäßige Defizite des Gesamtangebots löst die gerichtliche 

Aufklärungspflicht aus. Bestätigen sich diese Defizite anschließend in der gerichtlichen 

Beweiserhebung, ist der Weg zur konkreten Normenkontrolle vor dem 

Bundesverfassungsgericht eröffnet.  

1.7 Das unsichtbare Zensurwerkzeug: Das Unterlassen von Meldungen 

(Agenda Cutting) 

Eine besonders schwer erkennbare Form möglicher Meinungsbeeinflussung geschieht nicht 

durch offene Falschmeldungen, sondern durch die Auswahl und das Unterlassen relevanter 

Nachrichten. In der Medienwissenschaft wird das bewusste oder strukturelle Ausblenden 

bestimmter Themen häufig unter Begriffen wie „Agenda Cutting“ diskutiert. Was in 

reichweitenstarken Hauptnachrichtensendungen wie den „Tagesthemen“ oder dem „heute-

journal“ nicht stattfindet, erreicht einen erheblichen Teil des Fernsehpublikums nicht. Werden 

gesellschaftlich relevante Fakten oder Perspektiven wiederholt ausgeblendet, kann dadurch 

das wahrgenommene gesellschaftliche Gesamtbild beeinflusst werden. 

Durch den direkten Abgleich mit anderen Informationsangeboten, darunter alternative 

Medienportale und soziale Plattformen wie TikTok oder Telegram, können solche 

Unterschiede in der Themenauswahl sichtbar werden. Entscheidend ist jedoch, dort entdeckte 

Informationen anschließend anhand belastbarer Original- und Primärquellen zu überprüfen. 

Um mögliche Auslassungen nachvollziehbar zu dokumentieren, nutzt die investigative 

Medienkritik das Prinzip der Zwei-Wege-Verifizierung. Dabei werden zwei voneinander 

unabhängige Nachweise gegenübergestellt: 

• Weg 1 (Der Sende-Nachweis): Das dokumentierte und zeitlich erfasste 

Sendeprotokoll der offiziellen ARD- oder ZDF-Mediathek kann belegen, dass ein 

bestimmtes Thema in einer konkreten Sendung oder über einen bestimmten 

Beobachtungszeitraum nicht behandelt wurde.  

• Weg 2 (Der Realitäts-Nachweis): Eine belastbare Primärquelle – beispielsweise eine 

Antwort auf eine Kleine Anfrage im Bundestag, ein Bericht des Bundeskriminalamtes, 

eine amtliche Statistik oder eine Gerichtsentscheidung – dokumentiert parallel die 

zugrunde liegenden Tatsachen und ermöglicht eine Bewertung ihrer öffentlichen 

Relevanz.  
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Durch diesen Doppel-Weg lässt sich zunächst objektiv feststellen, was berichtet wurde, was 

nicht berichtet wurde und welche Informationen zum betreffenden Zeitpunkt 

tatsächlich vorlagen. Ob eine Auslassung vorsätzlich erfolgte oder journalistisch begründet 

war, muss davon getrennt beurteilt werden. 

1.8 Das rechtsstaatliche Monopol: Warum nur Richter abschließend urteilen 

dürfen 

Ein weiteres wiederkehrendes Muster im Rahmen des medialen Framings kann die 

undifferenzierte Übernahme behördlicher Einstufungen bei verfassungsrechtlichen 

Einordnungen sein. In Nachrichtensendungen und Diskussionsrunden werden politische 

Kräfte oder oppositionelle Bewegungen mit Begriffen wie „rechtsextremistisch“ oder 

„verfassungsfeindlich“ bezeichnet. Entscheidend ist dabei, deutlich zu machen, auf welcher 

Grundlage und von welcher Institution eine solche Einstufung vorgenommen wurde und 

welchen rechtlichen Status sie besitzt. 

Behörden wie das Bundesamt für Verfassungsschutz sind gesetzlich befugt, Bestrebungen zu 

beobachten und entsprechende Bewertungen vorzunehmen. Solche behördlichen 

Einstufungen können der Überprüfung durch die Verwaltungsgerichte unterliegen. Davon 

strikt zu unterscheiden ist jedoch die förmliche Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 

politischen Partei: Aufgrund des sogenannten Parteienprivilegs kann eine Partei 

ausschließlich durch das Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt werden. Bis 

zu einer solchen Entscheidung kann die Verfassungswidrigkeit einer Partei rechtlich nicht wie 

eine bereits feststehende Tatsache behandelt werden.  

Wenn Medien über behördliche Einstufungen berichten, sollte deshalb erkennbar bleiben, ob 

es sich beispielsweise um eine behördliche Bewertung, einen Verdachtsfall, eine gerichtlich 

bestätigte Einstufung oder eine rechtskräftige Entscheidung handelt. Diese Differenzierung ist 

für eine sachgerechte Berichterstattung wesentlich. 

1.9 Die Chronologie der Medien-Manipulation: Das lückenlose Sende-

Protokoll 

Um mögliche Fälle selektiver oder verzerrender Berichterstattung nachvollziehbar 

offenzulegen, reicht es nicht aus, theoretische Muster zu beschreiben. Entscheidend ist eine 

präzise Dokumentation, die festhält, zu welchem Zeitpunkt und in welchem Sendeformat 

bestimmte Tatsachen dargestellt, eingeordnet oder ausgelassen wurden. Erst durch ein solches 

chronologisches Protokoll können wiederkehrende Muster sichtbar und für jedermann 

unabhängig überprüfbar werden. 

Auch hier greift die Zwei-Wege-Verifizierung. Betrachten wir als Untersuchungsfeld die 

alljährliche Berichterstattung über die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) des 

Bundeskriminalamtes: 

• Weg 1 (Die Berichterstattung im TV): Das Sendeprotokoll einer 

Nachrichtensendung dokumentiert exakt, welche Zahlen zur Gewaltkriminalität und 

zu deutschen beziehungsweise nichtdeutschen Tatverdächtigen genannt, welche nicht 

genannt und welche zusätzlichen Erklärungen oder Einordnungen gegeben wurden.  
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• Weg 2 (Die amtliche Grundlage): Anschließend wird diese Berichterstattung mit der 

zeitgleich veröffentlichten Polizeilichen Kriminalstatistik und den dazugehörigen 

Tabellen und Erläuterungen des BKA abgeglichen.  

Dabei ist besondere statistische Sorgfalt erforderlich. Eine pauschale Behauptung, die 

Kriminalitätsbelastung nichtdeutscher Tatverdächtiger sei „mathematisch exakt viermal 

höher“, lässt sich aus der PKS nicht ohne Weiteres ableiten. Das BKA weist ausdrücklich 

darauf hin, dass für Nichtdeutsche keine mit der Tatverdächtigenbelastungszahl der deutschen 

Wohnbevölkerung unmittelbar vergleichbare Belastungszahl berechnet werden kann.  

Durch das Zusammenführen beider Wege lässt sich belastbar dokumentieren, ob und wie die 

mediale Darstellung von den amtlichen Ausgangsdaten abweicht oder bestimmte 

Aspekte unterschiedlich gewichtet. Erst anschließend kann bewertet werden, ob daraus ein 

systematisches Muster der Nachrichtenauswahl erkennbar wird. 

1.10 Das systematische Abgrasen des Fernsehprogramms: Die Demontage im 

Alltag 

Der große Vorteil dieser Gegenstrategie liegt in ihrer Einfachheit: Wir benötigen keine 

geheimen Werkzeuge, sondern lediglich das frei zugängliche Fernsehprogramm, die 

offiziellen Online-Mediatheken der Sender und belastbare Primärquellen. Dieses Material 

bildet die Grundlage, mit der kritische Beobachter politische Interviews, 

Nachrichtensendungen oder die alljährlichen Sommerinterviews systematisch untersuchen 

können. 

Die Vorgehensweise bei dieser Analyse nutzt ebenfalls die Zwei-Wege-Absicherung: 

• Weg 1 (Die Analyse der Fragetechnik): Das Video- und Wortprotokoll eines 

Interviews dokumentiert exakt die Behandlung der jeweiligen Gesprächspartner. 

Festgehalten werden beispielsweise Anzahl und Art der Fragen, Unterbrechungen, 

Nachfragen, verwendete Wertungen sowie die Einbettung von Zitaten. Auf dieser 

Grundlage kann überprüft werden, ob unterschiedliche politische Gesprächspartner 

erkennbar unterschiedlich behandelt wurden.  

• Weg 2 (Der unmittelbare Quellen-Abgleich): Überprüfbare 

Tatsachenbehauptungen, die von Politikern oder Moderatoren aufgestellt werden, 

werden mit den jeweils einschlägigen Primärquellen abgeglichen – beispielsweise 

Daten des Statistischen Bundesamtes, amtlichen Statistiken, parlamentarischen 

Drucksachen oder Protokollen des Deutschen Bundestages.  

Fällt eine nachweisbare Diskrepanz zwischen einer Tatsachenbehauptung im Fernsehstudio 

und der zugrunde liegenden Primärquelle auf, wird diese exakt dokumentiert. Auf diese 

Weise entsteht Schritt für Schritt eine überprüfbare Beweissammlung, die nicht auf 

subjektiven Eindrücken beruht, sondern Senderaussagen und Originalquellen unmittelbar 

gegenüberstellt. 

 

1.11 Das Prinzip der Dokumenten-Zerlegung: Die selektive Fragmentierung 

durch Redaktionen 
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Um die Problematik moderner Medienlenkung zu begreifen, hilft ein einfacher Vergleich aus 

dem echten Leben: Es ist vergleichbar mit einem Bürger, der ein amtliches Dokument oder 

einen Behördenbescheid nimmt, diesen in Einzelteile zerlegt, bestimmte Informationen 

weglässt und die verbleibenden Passagen anschließend so zusammensetzt, dass beim Leser 

ein anderes Gesamtbild entsteht. Bei journalistischer Berichterstattung kann eine 

vergleichbare Wirkung entstehen, wenn aus umfangreichen Studien, Statistiken oder 

amtlichen Dokumenten nur einzelne Informationen herausgegriffen werden, während für 

deren Einordnung wesentliche Angaben unberücksichtigt bleiben. 

Wenn Journalisten offizielle Studien, Statistiken oder parlamentarische Antworten aufgreifen, 

müssen sie aufgrund begrenzter Sendezeit zwangsläufig auswählen und zusammenfassen. 

Problematisch wird diese journalistische Auswahl jedoch dann, wenn entscheidende 

Einschränkungen, Warnungen von Experten oder wesentliche Kernzahlen weggelassen 

werden und dadurch beim Zuschauer ein verzerrtes Gesamtbild entsteht. Ob dies tatsächlich 

geschieht, lässt sich konkret überprüfen. Das Gegen-Monitoring der Bürger setzt genau hier 

an: Es nimmt den ausgestrahlten Beitrag und legt das vollständige Originaldokument 

daneben. Dieser direkte Vorher-Nachher-Vergleich macht sichtbar, welche Informationen 

übernommen, welche ausgelassen und ob Aussagen durch ihre Verkürzung in einen anderen 

Zusammenhang gestellt wurden. 

1.12 Die Zerstörung der Chancengleichheit: Die Reichweiten-Folgen für die 

Opposition 

Eine besonders schwerwiegende mögliche Auswirkung von medialem Framing und 

systematischem Weglassen von Informationen (Agenda Cutting) betrifft die 

Chancengleichheit im demokratischen Wettbewerb. Wenn oppositionelle Kräfte oder 

abweichende politische Positionen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk dauerhaft erheblich 

weniger Gehör finden oder überwiegend in einem negativen Kontext dargestellt werden, kann 

dies Einfluss auf die politische Willensbildung haben. Gerade aufgrund seiner besonderen 

Stellung und Reichweite trägt der öffentlich-rechtliche Rundfunk deshalb eine besondere 

Verantwortung für Vielfalt und Ausgewogenheit. 

Zurück zum Anfang 

Die Mechanismen einer solchen ungleichen Reichweitenverteilung können im Alltag über 

zwei parallele Wege untersucht werden: 

• Der Ausschluss oder die Unterrepräsentation im Diskurs: Wenn oppositionelle 

Politiker, Experten oder abweichende Positionen in reichweitenstarken 

Nachrichtensendungen und politischen Gesprächsrunden deutlich seltener zu Wort 

kommen oder systematisch anders behandelt werden als andere politische Akteure, 

kann dies zu einer strukturellen Verzerrung des öffentlichen Diskurses führen. Ob eine 

solche Ungleichbehandlung tatsächlich besteht, lässt sich anhand von Sendezeiten, 

Gästezusammensetzungen, Redeanteilen, Fragetechniken und anderen messbaren 

Kriterien überprüfen.  

• Die soziale Stigmatisierung von Parteien und ihren Wählern: Auch die 

wiederholte Verwendung stark wertender politischer oder verfassungsrechtlicher 

Begriffe kann die öffentliche Wahrnehmung von Parteien und ihren Anhängern 

beeinflussen. Entscheidend ist deshalb, klar zwischen journalistischer Bewertung, 

behördlicher Einstufung und rechtskräftiger gerichtlicher Feststellung zu 
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unterscheiden. Wird diese Differenzierung nicht vorgenommen, kann beim Zuschauer 

der Eindruck entstehen, eine politische oder rechtliche Bewertung sei bereits 

abschließend festgestellt.  

Das Grundsatzurteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. Oktober 2025 liefert hierfür 

einen wichtigen rechtlichen Ansatzpunkt. Die Richter haben klargestellt, dass die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung der Rundfunkbeitragspflicht infrage stehen kann, wenn 

das Gesamtprogrammangebot aller öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter über einen 

längeren Zeitraum die Anforderungen an gegenständliche und meinungsmäßige Vielfalt und 

Ausgewogenheit gröblich verfehlt. Ein lückenloses Protokollieren von Sendezeiten, 

Gästezusammensetzungen, Themenauswahl und anderen messbaren Kriterien kann dazu 

beitragen, mögliche Ungleichgewichte empirisch zu dokumentieren. Ob daraus tatsächlich ein 

rechtlich relevanter Verstoß folgt, unterliegt jedoch der gerichtlichen Prüfung. 

       KAPITEL 2: DIE OFFENSIVE DES 

GEGEN-MONITORINGS 

Wie Bürger problematische Tatsachenbehauptungen im 

Alltag belastbar dokumentieren 

2.1 Das systematische Filtern von Unwahrheiten 

Um den Medienhäusern wirksam auf die Füße zu treten, darf investigative Medienkritik nicht 

bei pauschaler Kritik stehenbleiben. Der erste praktische Schritt der Gegenwehr besteht im 

gezielten Herausfiltern und Archivieren überprüfbarer Tatsachenbehauptungen im laufenden 

Fernsehprogramm. Sobald eine Nachrichtensendung oder ein politisches Interview eine 

konkrete Tatsachenbehauptung aufstellt, wird diese von kritischen Beobachtern isoliert und in 

einem Prüfprotokoll erfasst. 

Die Erfassung folgt dabei einer strengen Struktur: Notiert werden das genaue Sendedatum, die 

Uhrzeit, der Name des Senders und des Formats sowie das exakte Wortzitat des Redakteurs, 

Moderators oder Politikers. Dieses methodische Vorgehen erschwert es, berechtigte Kritik als 

bloße Meinungsäußerung oder subjektive Wahrnehmung abzutun. Den Rundfunkanstalten 

kann damit eine nachvollziehbare Dokumentation ihrer eigenen ausgestrahlten Aussagen 

gegenübergestellt werden. 

2.2 Der Zwei-Wege-Faktencheck: Amtliche Daten gegen mediales Framing 

Eine isolierte Behauptung wird im Rahmen des Gegen-Monitorings erst dann belastbar, wenn 

sie nach dem hier verwendeten Prinzip der Zwei-Wege-Verifizierung überprüft wird. Diese 

Methode soll sicherstellen, dass eine behauptete journalistische Verfehlung nicht lediglich auf 

einer subjektiven Einschätzung beruht, sondern anhand nachvollziehbarer Quellen überprüft 

werden kann. Der Spieß der traditionellen „Faktenchecker“ wird hierbei schlicht umgedreht: 

• Der erste Weg (Das Sendedokument): Das digitale Wortprotokoll oder der 

Videoausschnitt aus der offiziellen Mediathek dokumentiert, welche konkrete 

Tatsachenbehauptung dem Zuschauer präsentiert wurde.  
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• Der zweite Weg (Die Primärquelle): Diese mediale Aussage wird unmittelbar mit 

einer möglichst belastbaren Original- oder Primärquelle abgeglichen. Hierzu können 

Haushaltsberichte der Bundesministerien, amtliche Statistiken, parlamentarische 

Drucksachen und Protokolle des Deutschen Bundestages oder Statistiken des 

Bundeskriminalamtes (BKA) gehören. Eine nachweisbare Abweichung zwischen 

einer überprüfbaren Tatsachenbehauptung und der zugrunde liegenden Primärquelle 

wird exakt dokumentiert.  

2.3 Die Dokumentation von Auslassungen und Unterlassungen 

Eine besonders schwer erkennbare Form möglicher Meinungslenkung kann im Weglassen 

relevanter Informationen bestehen. Wenn Fachstudien, Gerichtsurteile, amtliche Statistiken 

oder offizielle Regierungsantworten in reichweitenstarken Nachrichtensendungen nicht 

behandelt werden, erreichen diese Informationen einen erheblichen Teil des Publikums 

möglicherweise nicht. Das Gegen-Monitoring setzt deshalb auch bei solchen Auslassungen an 

und protokolliert sie chronologisch. 

Die Überprüfung erfolgt auch hier über die Zwei-Wege-Absicherung: Das Sendeprotokoll 

dokumentiert zunächst, dass ein bestimmtes Thema oder eine bestimmte Information in der 

untersuchten Sendung nicht vorkam. Eine zeitgleich verfügbare Primärquelle kann 

anschließend belegen, dass die betreffende Information zum Zeitpunkt der Sendung bereits 

öffentlich zugänglich war. Damit ist zunächst die Auslassung dokumentiert – nicht 

automatisch deren Absicht. Ob die Redaktion eine Information bewusst verschwiegen hat 

oder ob journalistische Auswahlentscheidungen dafür ausschlaggebend waren, muss 

gesondert bewertet werden. 

2.4 Der rechtliche Hebel: Die strategische Programmbeschwerde 

Das gesammelte Material des Gegen-Monitorings kann seine praktische Wirkung entfalten, 

wenn Bürger es für förmliche Programmbeschwerden verwenden. Die rechtlichen Grundlagen 

und das konkrete Beschwerdeverfahren richten sich dabei nach den für die jeweilige 

Rundfunkanstalt geltenden gesetzlichen Bestimmungen, Staatsverträgen und 

Beschwerdesatzungen. 

Für die Praxis ist deshalb entscheidend, die Verfahrensregeln der jeweils zuständigen 

Rundfunkanstalt zu beachten. Anstatt allgemeine Beschwerdebriefe zu schreiben, sollten 

Bürger die strukturierten Daten des Gegen-Monitorings verwenden. Eine 

Programmbeschwerde, die eine behauptete Falschdarstellung oder gravierende Auslassung 

unter präziser Angabe von Sender, Sendung, Sendezeit, Wortlaut und den dazugehörigen 

Primärquellen auflistet, zwingt die zuständigen Stellen zumindest dazu, sich mit einem 

konkret bezeichneten Sachverhalt nach Maßgabe des jeweiligen Beschwerdeverfahrens 

auseinanderzusetzen. Wiederholte, präzise dokumentierte Beschwerden können auf diese 

Weise einen erheblichen Rechtfertigungs- und Prüfungsdruck erzeugen. 

2.5 Ausblick: Das KI-gestützte Gegen-Monitoring und die Grenzen des 

Datenschutzes 

Die technologische Weiterentwicklung des Gegen-Monitorings liegt in der Automatisierung 

der Medienanalyse durch künstliche Intelligenz (KI). Werkzeuge zur automatischen 

Transkription wie OpenAI Whisper sowie computergestützte Textanalysen (Natural Language 
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Processing) können große Mengen ausgestrahlten Materials erfassen, strukturieren und über 

lange Zeiträume hinweg vergleichbar machen. Auch Bildanalyse und Gesichtserkennung sind 

technisch möglich. Eine vollautomatische und fehlerfreie Erfassung des vom 

Bundesverwaltungsgericht verlangten empirischen Materials kann daraus jedoch nicht 

abgeleitet werden: KI-Ergebnisse müssen auf mögliche Fehlzuordnungen und Transkriptions- 

oder Analysefehler kontrolliert werden. 

Beim Einsatz solcher Systeme im Rahmen einer Bürgerplattform müssen insbesondere die 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und die Vorgaben der europäischen KI-Verordnung 

(AI Act) berücksichtigt werden. Dabei ist zwischen der Analyse öffentlich ausgestrahlter 

Inhalte und der biometrischen Identifizierung darin auftretender Personen zu unterscheiden. 

• Personen des öffentlichen Lebens und politische Funktionsträger: Öffentlich 

ausgestrahlte Auftritte von Mandatsträgern, Politikern oder Parteifunktionären können 

grundsätzlich dokumentiert und journalistisch ausgewertet werden. Daraus folgt 

jedoch keine pauschale Erlaubnis zur biometrischen Gesichtserkennung oder 

zum Aufbau von Identitätsprofilen nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Werden 

Gesichtsmerkmale technisch verarbeitet, um eine Person eindeutig zu identifizieren, 

können biometrische Daten im Sinne von Art. 9 DSGVO betroffen sein. Für deren 

Verarbeitung gelten zusätzliche rechtliche Voraussetzungen. Dass eine Person 

prominent ist oder öffentlich auftritt, beseitigt diese Anforderungen nicht automatisch. 

Die Zulässigkeit muss deshalb für den konkreten Verarbeitungszweck und die 

konkrete technische Ausgestaltung geprüft werden. 

• Besonderer Schutz für Privatpersonen: Bei Straßenumfragen (Voxpops), 

Publikumsaufnahmen oder Personen im Hintergrund ist besondere Zurückhaltung 

erforderlich. Eine automatisierte biometrische Identifizierung und dauerhafte 

Speicherung von Gesichtsprofilen kann erheblich in die Persönlichkeits- und 

Datenschutzrechte der Betroffenen eingreifen. Die bloße Tatsache, dass eine Person in 

einer öffentlich ausgestrahlten Sendung zu sehen ist, bedeutet nicht automatisch, dass 

ihr Gesicht anschließend für eine eigene biometrische Datenbank verarbeitet werden 

darf. 

• Privacy by Design und Datenminimierung: Ein KLARTEXT-KI-System sollte 

deshalb von vornherein nach dem Grundsatz der Datenminimierung entwickelt 

werden. Wo eine Identifizierung für den Untersuchungszweck nicht erforderlich ist, 

sollten Personen weder biometrisch identifiziert noch entsprechende biometrische 

Profile dauerhaft gespeichert werden. Gesichter von Privatpersonen können bei der 

weiteren Verarbeitung unkenntlich gemacht und nicht benötigte personenbezogene 

Daten gelöscht werden. 

• Keine Ableitung politischer Einstellungen aus biometrischen Merkmalen: 

Besondere Vorsicht ist bei automatisierten Zuordnungen politischer Einstellungen 

geboten. Der EU AI Act verbietet bestimmte Systeme zur biometrischen 

Kategorisierung, die aus biometrischen Daten unter anderem politische Einstellungen 

einer Person ableiten oder erschließen. Ein KI-System sollte daher nicht aus Gesicht, 

Erscheinungsbild oder anderen biometrischen Merkmalen auf die politische 

Einstellung einer Person schließen. 

Für das Gegen-Monitoring ist eine solche biometrische Analyse ohnehin nicht zwingend 

erforderlich. Politische Funktion, Parteizugehörigkeit oder institutionelle Verbindungen 

können wesentlich belastbarer anhand öffentlich zugänglicher Primärquellen – beispielsweise 

offiziellen Biografien, parlamentarischen Angaben, Parteifunktionen oder dokumentierten 
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öffentlichen Auftritten – festgestellt und anschließend mit dem jeweiligen Sendebeitrag 

abgeglichen werden. 

Durch eine konsequente Umsetzung von Datenschutz, Datenminimierung, menschlicher 

Ergebniskontrolle und den Vorgaben des EU AI Act kann KI das Gegen-Monitoring erheblich 

leistungsfähiger machen, ohne unnötige biometrische Datenbanken aufzubauen. Das Ziel 

bleibt dasselbe: große Mengen öffentlich ausgestrahlten Materials systematisch auszuwerten, 

wiederkehrende Strukturen sichtbar zu machen und die Ergebnisse anhand nachvollziehbarer 

Quellen überprüfbar zu dokumentieren. 

2.6 Gegen-Monitoring in der Praxis: Die wachsende Interview-Datenbank 

Die theoretische Analyse endet dort, wo die praktische Beweisführung beginnt. KLARTEXT 

wird deshalb eine fortlaufend aktualisierte Dokumentation politischer Interviews und 

Gesprächsformate im öffentlich-rechtlichen Rundfunk aufbauen. Ziel ist es, nicht bei 

subjektiven Eindrücken stehenzubleiben, sondern mögliche Unterschiede in der Behandlung 

politischer Akteure anhand einheitlicher und nachprüfbarer Kriterien messbar zu machen. 

Grundlage jeder Untersuchung ist ausschließlich das tatsächlich ausgestrahlte 

Originalmaterial. Zu jedem untersuchten Interview werden Sender, Sendung, Datum, 

Moderator, Gesprächspartner und – soweit dauerhaft verfügbar – der Original-Link zur 

Mediathek des jeweiligen Senders angegeben. Zusätzlich werden relevante Stellen mit 

exakten Timecodes dokumentiert. Damit kann jeder Leser die Analyse selbst überprüfen und 

die angegebenen Messwerte unmittelbar am Original nachvollziehen. 

Die Untersuchung erfolgt nach einem für alle Parteien identischen Prüfraster. Erfasst werden 

insbesondere: 

• Zugang zu den Sendungen: Wie häufig werden Vertreter der einzelnen Parteien in 

vergleichbare politische Interview-, Talk- und Diskussionsformate eingeladen? Die 

Zahl der Auftritte wird nach Partei, Sendung und Untersuchungszeitraum 

dokumentiert. Dabei wird berücksichtigt, dass aus Wahlergebnissen oder 

parlamentarischer Stärke nicht automatisch ein Anspruch auf eine proportionale Zahl 

von Einladungen folgt.  

• Gesamtdauer und tatsächliche Redezeit: Neben der Länge des Interviews wird 

sekundengenau erfasst, wie lange der politische Gast tatsächlich selbst sprechen 

konnte und welchen Redeanteil der Moderator beziehungsweise Interviewer 

beanspruchte.  

• Unterbrechungen und abgebrochene Antworten: Dokumentiert wird, wie häufig 

einem Gesprächspartner während seiner Antwort ins Wort gefallen wird, wie lange die 

jeweilige Antwort bis zur Unterbrechung dauerte und ob der Gast anschließend 

Gelegenheit erhält, seinen Gedanken zu Ende zu führen.  

• Art der Fragestellung: Die Fragen werden nach vorher festgelegten Kriterien 

untersucht. Dabei wird beispielsweise unterschieden zwischen offenen Sachfragen, 

kritischen Nachfragen, konfrontativen Fragen und Fragen, die bereits eine wertende 

oder überprüfbare Tatsachenprämisse enthalten. Entscheidend ist nicht, ob eine Frage 

unbequem ist – kritische Fragen gehören zum Journalismus –, sondern ob bei 

vergleichbaren Gesprächspartnern erkennbar unterschiedliche Maßstäbe angewendet 

werden.  
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• Themenauswahl und Themengewichtung: Erfasst wird, welche politischen 

Sachgebiete angesprochen werden und wie viel Gesprächszeit jeweils darauf entfällt. 

Gleichzeitig wird dokumentiert, wie viel Raum ein Gast erhält, eigene politische 

Positionen, Lösungsvorschläge und Schwerpunkte zusammenhängend darzustellen.  

• Faktenprüfung: Überprüfbare Tatsachenbehauptungen des Moderators und des 

Gesprächspartners werden von politischen Bewertungen getrennt und – soweit 

möglich – anhand amtlicher oder wissenschaftlicher Primärquellen kontrolliert.  

Der entscheidende Schritt: der Parteienvergleich 

Ein einzelnes hart geführtes Interview beweist noch keine strukturelle Benachteiligung. 

Deshalb werden Interviews mit Vertretern der AfD vergleichbaren Gesprächen mit 

Spitzenpolitikern von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und weiteren 

relevanten Parteien gegenübergestellt. 

Wo immer möglich, werden dasselbe Sendeformat, derselbe Moderator, ein 

vergleichbarer Zeitraum, eine ähnliche Gesprächsdauer und Politiker mit 

vergleichbarer Funktion herangezogen. Ein Parteivorsitzender wird also möglichst mit 

anderen Parteivorsitzenden verglichen, ein Kanzlerkandidat mit anderen Kanzlerkandidaten. 

Auf diese Weise können messbare Unterschiede sichtbar gemacht werden: Wie hoch ist die 

durchschnittliche Netto-Redezeit? Wie häufig wird pro Redeminute unterbrochen? Wie groß 

ist der Anteil offener gegenüber konfrontativen oder voraussetzungsreichen Fragen? Welche 

Themen bestimmen das Gespräch? Und erhalten Vertreter unterschiedlicher Parteien 

vergleichbare Möglichkeiten, ihre eigenen politischen Konzepte darzustellen? 

Jeder Fall bleibt für den Leser überprüfbar 

Zu jedem untersuchten Interview wird ein standardisiertes Messblatt veröffentlicht. Es enthält 

mindestens: 

Sender – Sendung – Datum – Moderator – Gesprächspartner – Original-Link – 

Gesamtdauer – Netto-Redezeit – Redezeitquote – Anzahl der Unterbrechungen – 

relevante Timecodes – Themenverteilung – Einordnung der Fragetechnik – verwendete 

Primärquellen. 

Dabei gilt ein entscheidender Grundsatz: Messung und Bewertung werden voneinander 

getrennt. Eine Unterbrechung ist zunächst eine gezählte Unterbrechung. Eine Redezeit von 

sechs Minuten ist zunächst eine gemessene Redezeit. Erst der systematische Vergleich mit 

anderen Interviews erlaubt eine weitergehende Bewertung. 

Eine Datenbank, die mit der Zeit wächst 

Das Gegen-Monitoring ist deshalb nicht als einmalige Momentaufnahme angelegt. Die 

Interview-Datenbank wird in regelmäßigen Abständen um neue Sendungen und Analysen 

erweitert. Auch Leser können auf öffentlich zugängliche Interviews aufmerksam machen und 

KLARTEXT die entsprechenden Original-Links zur Prüfung übermitteln. 

Jeder eingereichte Fall wird nach denselben Kriterien untersucht – unabhängig davon, welche 

Partei oder welcher Politiker betroffen ist. Auch Ergebnisse, bei denen sich keine auffällige 
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Ungleichbehandlung feststellen lässt, gehören in die Dokumentation. Nur dadurch kann 

verhindert werden, dass ausschließlich Fälle ausgewählt werden, die eine bereits bestehende 

Vermutung bestätigen. 

Mit wachsender Zahl untersuchter Sendungen entsteht so aus einzelnen Beobachtungen ein 

überprüfbarer Datenbestand. Dieser kann zeigen, ob auffällige Interviewführungen Einzelfälle 

bleiben oder ob sich über verschiedene Moderatoren, Sendungen, Parteien und längere 

Zeiträume hinweg wiederkehrende und statistisch belastbare Unterschiede erkennen lassen. 

Der Anspruch ist dabei bewusst einfach: Nicht der Leser soll KLARTEXT glauben müssen 

– er soll die Analyse anhand des verlinkten Originalmaterials selbst überprüfen können. 

Aufbau eines langfristigen Quellen- und Transkriptarchivs 

Zurück zum Anfang 

 

Neben der unmittelbaren Analyse einzelner Interviews soll das Gegen-Monitoring ein 

langfristiges Quellenarchiv aufbauen. Vollständige Interviews, politische Gesprächsformate 

und andere relevante Beiträge werden – soweit rechtlich zulässig – mit ihren Quellenangaben 

erfasst. Zu jedem Beitrag werden mindestens Titel, Veröffentlichungsdatum, Sender oder 

Kanal, Original-Link, beteiligte Personen und thematische Stichworte dokumentiert. 

Verfügbare Transkripte können zusätzlich als Arbeitsgrundlage archiviert werden. 

Diese Sammlung ermöglicht eine Analyse über längere Zeiträume. KI-gestützte 

Suchverfahren können beispielsweise frühere Aussagen einer Person zu einem bestimmten 

Thema auffinden, wiederkehrende Formulierungen erkennen oder feststellen, wann eine ältere 

Aussage später erneut in einem Medienbeitrag verwendet wurde. Dadurch lässt sich der 

ursprüngliche Kontext einer Aussage mit ihrer späteren Verwendung vergleichen. 

Besondere Bedeutung hat dabei die Kontext- und Schnittanalyse. Wird ein Ausschnitt aus 

einem früheren Interview später erneut ausgestrahlt oder zitiert, werden Original und spätere 

Verwendung gegenübergestellt. Dokumentiert werden der vollständige ursprüngliche 

Zusammenhang, der verwendete Ausschnitt, die jeweiligen Timecodes, die neue An- oder 

Abmoderation und gegebenenfalls ausgelassene Passagen. So kann überprüft werden, ob 

lediglich journalistisch gekürzt wurde oder ob durch Auswahl und neuen Kontext eine 

wesentliche Bedeutungsverschiebung entstanden ist. 

Auch langfristige Tatsachenbehauptungen und konkrete Prognosen können auf diese Weise 

chronologisch überprüft werden. Dabei werden nicht nur bestätigte Aussagen erfasst. Nicht 

eingetroffene Prognosen, widersprechende Aussagen und Ergebnisse, die einer 

ursprünglichen Vermutung entgegenstehen, werden ebenfalls dokumentiert. Nur eine 

solche vollständige Erfassung verhindert eine nachträgliche Auswahl ausschließlich passender 

Beispiele. 

Automatisch erzeugte Transkripte – beispielsweise von Videoplattformen – dienen dabei 

zunächst als Such- und Arbeitsmaterial. Bevor ein Zitat oder eine konkrete Aussage als 

Beleg veröffentlicht wird, muss der Wortlaut am Originalvideo beziehungsweise Originalton 
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und anhand des entsprechenden Timecodes überprüft werden. Ein automatisch erzeugtes 

Transkript allein gilt nicht als Beweis für den exakten Wortlaut. 

Empirische Fallstudie: Die Methode der 

nachträglichen und akustischen 

Realitätsverzerrung 

Die Vorstufe: Das Prinzip der subtilen On-Demand-

Manipulation 

Die medienkritische Analyse darf sich nicht auf die bloße Untersuchung von Live-

Ausstrahlungen beschränken. Eine der subtilsten Formen der modernen Meinungslenkung 

findet im Bereich der zeitversetzten Nutzung (On-Demand) in den Online-Mediatheken statt. 

Da ein Großteil der Bevölkerung Nachrichtensendungen und politische Interviews nicht mehr 

zur Erstausstrahlung im linearen Fernsehen verfolgt, sondern zeitversetzt im Internet abruft, 

bilden die digitalen Archive der Sendeanstalten das eigentliche Fundament der nachträglichen 

gesellschaftlichen Meinungsbildung. 

Hier setzt eine handwerkliche Methode an, die für den unvorbereiteten Zuschauer unsichtbar 

bleibt: die nachträgliche Bearbeitung von Ton- und Bildspuren am Schneidetisch. Während 

offensichtliche Falschmeldungen schnell korrigiert werden müssen, führt das nachträgliche 

Verändern der audiovisuellen Studioatmosphäre (z. B. durch das Herausfiltern von real 

vorhandenem Umgebungslärm, Zwischenrufen oder akustischen Störungen) zu einer 

unbemerkten Verzerrung der Realität. 

Die psychologische Wirkung ist tiefgreifend: Dem On-Demand-Zuschauer wird ein technisch 

„geglättetes“ Dokument präsentiert, dem der ursprüngliche Kontext entzogen wurde. Das 

Verhalten, die Mimik oder die Reaktionen der interviewten Personen – insbesondere von 

Vertretern der politischen Opposition – werden dadurch für den Zuschauer unbegründet oder 

irritierend dargestellt. Das Gegen-Monitoring von KLARTEXT nutzt die Zwei-Wege-

Verifizierung, um diese Methode der subtilen Manipulation anhand eines realen, öffentlich 

dokumentierten Untersuchungsfalls lückenlos offenzulegen. 

Der Untersuchungsfall: Das ARD-Sommerinterview vom 

20. Juli 2025 

Säule 1 (Das offizielle, bearbeitete Sendedokument in der ARD-Mediathek): 

Im Rahmen des live ausgestrahlten ARD-Sommerinterviews vom 20. Juli 2025 mit der 

Vorsitzenden der AfD-Bundestagsfraktion, Alice Weidel, und dem Interviewer Marcus Preiß 

kam es vor Ort zu massiven akustischen Beeinträchtigungen. In der im Nachgang in die 

offizielle ARD-Mediathek hochgeladenen Fassung des Interviews wurde die Tonspur am 

Schneidetisch mittels digitaler Filter und Frequenzabsenkungen nachträglich stark bereinigt. 

Die Stimmen sind klar verständlich, während die Hintergrundgeräusche herausgefiltert 

wurden. Ohne eine unabhängige Gegenprüfung entsteht beim On-Demand-Zuschauer der 
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unvollständige Eindruck, die wiederholten Nachfragen und die physische Reaktion des Gastes 

(Vorbeugen, Unkonzentriertheit) seien in der Situation unbegründet oder dünnhäutig 

gewesen. 

• Offizielle Primärquelle (Säule 1): ARD-Mediathek / Tagesschau-Archiv  

• Dokumentierter Such- und Verifizierungslink: 
https://bing.com  

Säule 2 (Der unzensierte Realitäts-Nachweis über unabhängige Zweitquellen): 

Der methodische Abgleich mit der unzensierten Audiospur des Live-Mitschnitts liefert den 

empirischen Gegenbeweis. Auf dieser Spur wird die reale Belastungssituation vor Ort 

unüberhörbar dokumentiert. Ein Protest mit einem mit extra starken Lautsprechern 

ausgerüsteten Bus, Trillerpfeifen und Hupen beschallte das Open-Air-Interview vor dem 

Marie-Elisabeth-Lüders-Haus des Bundestages vom gegenüberliegenden Spreeufer 

durchgehend mit maximaler Lautstärke. Die Tonspur dokumentiert haargenau, dass die 

Fragen und Antworten live vor Ort akustisch kaum zu verstehen waren. Die dokumentarische 

Gegenüberstellung beweist den technischen Eingriff in das archivierte Sendedokument zur 

Glättung der Wahrnehmung am Schneidetisch. 

• Unabhängige Verifizierungsquelle (Säule 2): DER SPIEGEL (Original-Live-

Dokumentation via YouTube)  

• Beweiskräftige Zeitstempel (Timecodes):  

o 00:00:09 bis 00:00:19: Akustischer Nachweis der massiven Lärmkulisse aus 

Trillerpfeifen und Musik; Stimmen von Interviewer und Gast sind live kaum 

verständlich.  

o 00:00:26 bis 00:00:38: Erhöhung des Lärmpegels durch Hupen; physische 

Reaktion des Gastes (Vorbeugen).  

o 00:00:38 bis 00:00:44: Dokumentierter Beleg für das akustisch bedingte 

Nachfragen des Gastes aufgrund unverständlicher Fragen.  

• Dokumentierter Quellennachweis und Video-Link: 
https://youtube.com  

Medienanalytische Auswertung der akustischen 

Diskrepanz 

Aus der dokumentarischen Gegenüberstellung der beiden Tonspuren lassen sich drei 

fundamentale medienanalytische Schlussfolgerungen über die Funktionsweise moderner 

Debattenlenkung ziehen: 

1. Die systematische Asymmetrie der Wahrnehmung 

Durch den nachträglichen Einsatz digitaler Frequenzfilter in der Postproduktion der 

Sendeanstalt wird das On-Demand-Dokument von seiner historischen Echtzeit-Realität 

entkoppelt. Während der unzensierte Live-Mitschnitt eine extreme akustische 

Belastungssituation dokumentiert, vermittelt das Mediathek-Angebot die Illusion eines 

störungsfreien, regulären Gesprächsverlaufs. 

2. Die mediale Dekontextualisierung (Erzeugung eines Fehlbildes) 
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Im unzensierten Mitschnitt wird evident, dass das physische Verhalten des Gastes – wie das 

wiederholte Vorbeugen (Timecode 00:00:26) und das akustisch bedingte Nachfragen 

(Timecode 00:00:38) – die direkte, logische Konsequenz der unüberhörbaren Lärmkulisse vor 

Ort war. Durch das nachträgliche Herausfiltern dieser Lärmquelle in Säule 1 wird der 

Erstbeobachtung der notwendige Kontext entzogen. Für den On-Demand-Zuschauer wird das 

Verhalten des interviewten Politikers dadurch dekontextualisiert: Es wirkt ohne die 

wahrnehmbare Ursache fälschlicherweise dünnhäutig, unkonzentriert oder ausweichend. Die 

technische Bearbeitung verändert somit aktiv die psychologische Wirkung des Beitrags zu 

Ungunsten des Interviewten. 

3. Der empirische Nachweis struktureller Verzerrung 

Dieser Fall holt die Medienkritik aus dem Raum subjektiver Vermutungen heraus. Ein 

Tonfilter legt sich im digitalen Videoschnitt nicht zufällig über eine Audiospur; es handelt 

sich um einen handwerklichen Eingriff. Indem das Gegen-Monitoring von KLARTEXT diese 

beiden dokumentierten Tonspuren deckungsgleich nebeneinanderlegt, wird bewiesen, dass 

Archivdokumente des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Nachgang verändert werden, was 

zu einer nachweisbaren Verzerrung der nachträglichen gesellschaftlichen Lagebeurteilung 

führt. 

Strategische Relevanz für das Verfahren 

Dieser Fall belegt, dass Sendedokumente in On-Demand-Archiven nicht unbedingt die 

historische Echtzeit-Realität abbilden. Für strategische Programmbeschwerden oder die 

Zuarbeit zu medienwissenschaftlichen Gutachten liefert dieser quellenübergreifende 

Frequenz- und Tonabgleich inklusive der sekundengenauen Timecodes ein sachliches, 

mathematisch nachprüfbares Fundament. Es entzieht den Rundfunkanstalten die 

Verteidigungslinie, berechtigte Kritik als „subjektive Wahrnehmung“ oder „populistische 

Behauptung“ zurückzuweisen. 

 

2.7 Bewertung und Reformperspektive: Wenn aus Medienkritik 
eine Systemfrage wird 

Am Ende dieser Untersuchung steht eine grundsätzliche Frage: 

 Ist die heutige Struktur und Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks noch zeitgemäß? 

Aus Sicht des Autors reicht es nicht aus, einzelne Sendungen oder Moderatoren zu kritisieren. 

Sollte das fortlaufende Gegen-Monitoring über längere Zeiträume messbare Unterschiede bei 

politischer Repräsentation, Redezeiten, Unterbrechungen, Fragetechniken und 

Themenauswahl nachweisen, muss auch über die Struktur des Systems gesprochen werden. 

Denn der Rundfunkbeitrag ist keine freiwillige Zahlung. Die Beitragspflicht besteht 

grundsätzlich unabhängig davon, ob ein Haushalt die Angebote des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks tatsächlich nutzt. 
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Diese grundsätzliche Kritik ist keineswegs auf einzelne Autoren oder politische Gruppen 

beschränkt. Auch in Teilen der Bevölkerung bestehen erhebliche Vorbehalte gegenüber 

der heutigen Ausgestaltung und Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 

Wie groß diese Zustimmung zu einzelnen Reformmodellen tatsächlich ist, muss anhand 

repräsentativer Erhebungen beurteilt werden. 

Aus Sicht des Autors sollte deshalb über ein grundlegend neues Modell diskutiert werden: 

eine schlanke und institutionell unabhängige Grundversorgung, die allen Bürgern verlässliche 

Nachrichten, politische Information und gesellschaftlich relevante Berichterstattung frei 

zugänglich macht. Weitergehende Angebote könnten stärker nach dem Prinzip freiwilliger 

Nutzung und Finanzierung organisiert werden. 

Dabei geht es nicht darum, unabhängigen Journalismus abzuschaffen. Im Gegenteil: Eine 

demokratische Gesellschaft braucht verlässliche Nachrichten, professionelle Recherche 

und eine kritische Kontrolle der politischen Macht. Zur Diskussion steht vielmehr, ob die 

heutige Organisations- und Finanzierungsstruktur dafür noch das richtige Modell ist. 

Der Reformwunsch ist längst in der Bevölkerung angekommen 

Die Forderung nach grundlegenden Veränderungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist 

keineswegs auf einzelne Kritiker oder politische Parteien beschränkt. Eine repräsentative 

YouGov-Befragung im Auftrag von WELT AM SONNTAG zeigte bereits 2024 eine 

erhebliche Reformbereitschaft in der Bevölkerung. 73 Prozent der Befragten befürworteten 

eine stärkere Zusammenarbeit und Programmteilung der öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten, um Kosten zu senken. 76 Prozent sprachen sich für niedrigere 

Intendantengehälter aus, und selbst eine Zusammenlegung von ARD und ZDF wurde von 

einer knappen Mehrheit von 53 Prozent unterstützt. Die damals geplante Erhöhung des 

Rundfunkbeitrags von 18,36 Euro auf 18,94 Euro hielten 76 Prozent für unangemessen. 

Diese Zahlen bedeuten nicht, dass eine Mehrheit der Bevölkerung die vollständige 

Abschaffung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks fordert. Sie zeigen jedoch deutlich, dass 

der Wunsch nach erheblichen strukturellen Veränderungen weit über einzelne politische 

Lager hinausreicht. Die Diskussion darüber, wie groß, wie teuer und wie organisiert ein 

öffentlich finanzierter Rundfunk künftig sein soll, ist damit keine Randdebatte, sondern eine 

gesellschaftliche Reformfrage. 

Zurück zum Anfang 

ERWEITERUNG KAPITEL 2: Richtlinie 

für akkurate Beweisführung und Quellen-

Isolierung 

Für eine möglichst belastbare Dokumentation sollten der Sendenachweis und die zur 

Überprüfung herangezogene Primärquelle klar voneinander getrennt werden. Beide Säulen 

erfüllen unterschiedliche Aufgaben: Die erste dokumentiert die tatsächlich ausgestrahlte 

Aussage, die zweite ermöglicht deren unabhängige sachliche Überprüfung. 
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Regel 1: Der belastbare Sende-Nachweis (Säule 1) 

Hier wird ausschließlich dokumentiert, was tatsächlich gesendet wurde beziehungsweise 

welche konkret untersuchte Information in der betreffenden Sendung nicht vorkam. 

• Akkurate Erfassung: Es reicht nicht zu schreiben: „In den Nachrichten wurde 

gelogen.“  

• Die erforderlichen Daten: Festgehalten werden sollten Name des Senders (z. B. 

ARD, Westdeutscher Rundfunk), genaues Sendedatum, exakte Uhrzeit, Name des 

Formats (z. B. Tagesschau 20:00 Uhr) und bei Zitaten möglichst der sekundengenaue 

Zeitstempel (Timecode) aus der offiziellen Mediathek sowie das wortgetreue 

Transkript.  

• Die Hürde: Keine eigenen Kommentare oder emotionalen Adjektive im eigentlichen 

Prüfprotokoll. Zunächst wird ausschließlich dokumentiert, was tatsächlich ausgestrahlt 

wurde.  

Regel 2: Die belastbare Primärquelle (Säule 2) 

Für die sachliche Gegenprüfung sollten möglichst Original- und Primärquellen verwendet 

werden. Meinungsblogs, Social-Media-Beiträge oder andere Medienberichte können 

Hinweise auf einen Sachverhalt liefern, ersetzen aber für eine belastbare Überprüfung nach 

Möglichkeit nicht die zugrunde liegende Originalquelle. 

Besonders geeignete Quellen sind: 

1. Amtliche Statistiken und Berichte: beispielsweise Veröffentlichungen des 

Statistischen Bundesamtes oder offizielle Berichte und Statistiken des 

Bundeskriminalamtes (BKA).  

2. Parlamentsdokumente: Drucksachen und Plenarprotokolle des Deutschen 

Bundestages oder der Landtage, beispielsweise Antworten auf Kleine Anfragen.  

3. Gerichtsentscheidungen: Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, des 

Bundesverwaltungsgerichts, der Oberverwaltungsgerichte und – je nach untersuchtem 

Sachverhalt – anderer zuständiger Gerichte.  

4. Wissenschaftliche Originalquellen: Studien, Datensätze und Veröffentlichungen 

wissenschaftlicher Einrichtungen, sofern die betreffende mediale Aussage darauf 

Bezug nimmt.  

• Akkurate Erfassung: Die Quelle sollte so genau wie möglich bezeichnet werden – 

beispielsweise mit Aktenzeichen, Drucksachennummer, Veröffentlichungsdatum, 

Seitenzahl, Tabellen- oder Randnummer und Fundstelle. Dadurch kann jeder Leser die 

Überprüfung selbst nachvollziehen.  

Beispiel für eine Zwei-Wege-Dokumentation 

Fiktives Musterbeispiel – die folgenden Angaben dienen ausschließlich der Erläuterung 

der Methode und stellen keinen behaupteten tatsächlichen Sendevorgang dar: 

• Säule 1 (Das Fernsehen): Nachrichtensendung vom 05.08.2026, 21:45 Uhr. Aussage 

des Moderators bei einem dokumentierten Timecode: „Die Ausgaben für die 
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Verwaltung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind im vergangenen Jahr 

inflationsbereinigt gesunken.“  

• Säule 2 (Die Primärquelle): Die Aussage wird anschließend mit dem tatsächlich 

einschlägigen veröffentlichten Finanz- oder Prüfbericht abgeglichen. Dort werden die 

betreffenden Verwaltungsausgaben, der Vergleichszeitraum und gegebenenfalls die 

Inflationsbereinigung anhand der Originalzahlen überprüft.  

Reales Praxisbeispiel für technische und akustische Abweichungen (Das ARD-

Sommerinterview vom 20. Juli 2025) 

Die Notwendigkeit einer quellenübergreifenden Zwei-Wege-Verifizierung zeigt sich im 

Medien-Monitoring nicht nur bei statistischen oder textlichen Angaben, sondern auch 

bei der Überprüfung der technischen und akustischen Integrität von 

Sendedokumenten. Ein prägnanter und öffentlich dokumentierter Untersuchungsfall 

betrifft die nachträgliche Bearbeitung von Audiospuren bei Online-Medienangeboten, 

welche die reale Studioatmosphäre für den On-Demand-Zuschauer grundlegend 

verändert: 

• Säule 1 (Das offizielle, bearbeitete Sendedokument in der ARD-
Mediathek): 
Im Rahmen des live ausgestrahlten ARD-Sommerinterviews vom 20. Juli 2025 
mit der Vorsitzenden der AfD-Bundestagsfraktion, Alice Weidel, und dem 
Interviewer Marcus Preiß kam es vor Ort zu massiven akustischen 
Beeinträchtigungen. In der im Nachgang in die offizielle ARD-Mediathek 
hochgeladenen Fassung des Interviews wurde die Tonspur am Schneidetisch 
mittels digitaler Filter und Frequenzabsenkungen nachträglich stark bereinigt. 
Die Stimmen sind klar verständlich, während die Hintergrundgeräusche 
herausgefiltert wurden. Ohne eine unabhängige Gegenprüfung entsteht beim 
On-Demand-Zuschauer der unvollständige Eindruck, die wiederholten 
Nachfragen und die physische Reaktion des Gastes (Vorbeugen, 
Unkonzentriertheit) seien in der Situation unbegründet oder dünnhäutig 
gewesen. 

o Offizielle Primärquelle (Säule 1): ARD-Mediathek / Tagesschau-
Archiv 

• Dokumentierter Such- und Verifizierungslink: 
Bericht aus Berlin: ARD-Sommerinterview: Alice Weidel - hier anschauen  

• Säule 2 (Der unzensierte Realitäts-Nachweis über 

unabhängige Zweitquellen): 
Der methodische Abgleich mit der unzensierten Audiospur des Live-
Mitschnitts liefert den empirischen Gegenbeweis. Auf dieser Spur wird die 
reale Belastungssituation vor Ort unüberhörbar dokumentiert. Ein Protest mit 
einem mit extra starken Lautsprechern ausgerüsteten Bus, Thrillerpfeifen und 
Hupen beschallte das Open-Air-Interview vor dem Marie-Elisabeth-Lüders-Haus des 

Bundestages vom gegenüberliegenden Spreeufer durchgehend mit maximaler 

Lautstärke (0:26). Die Tonspur dokumentiert haargenau, dass die Fragen und 

Antworten live vor Ort akustisch kaum zu verstehen waren. Die dokumentarische 

Gegenüberstellung beweist den bewussten technischen Eingriff in das archivierte 

Sendedokument zur Glättung der Wahrnehmung am Schneidetisch. 
•  

https://www.ardmediathek.de/video/bericht-aus-berlin/ard-sommerinterview-alice-weidel/ard/Y3JpZDovL2Rhc2Vyc3RlLmRlL2JlcmljaHQgYXVzIGJlcmxpbi8yMDI1LTA3LTIwXzE4LTAwLU1FU1o
https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U&t=26s
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Unabhängige Verifizierungsquelle (Säule 2): DER SPIEGEL (Original-Live-

Dokumentation via YouTube) 

Beweiskräftige Zeitstempel (Timecodes): 

00:00:09 bis 00:00:19: Akustischer Nachweis der massiven Lärmkulisse aus 

Trillerpfeifen und Musik; Stimmen von Interviewer und Gast sind live kaum 

verständlich (0:09). 

00:00:26 bis 00:00:38: Erhöhung des Lärmpegels durch Hupen; physische Reaktion 

des Gastes (Vorbeugen) (0:26). 

00:00:38 bis 00:00:44: Dokumentierter Beleg für das akustisch bedingte Nachfragen 

des Gastes aufgrund unverständlicher Fragen (0:38). 

▪  

o Dokumentierter Quellennachweis und Video-Link: 
Alice Weidel im ARD-Sommerinterview: Lautstarker Protest gegen AfD-
Chefin | DER SPIEGEL 

o  
Strategische Relevanz für das Verfahren: Dieser Fall belegt, dass 

Sendedokumente in On-Demand-Archiven nicht unbedingt die historische Echtzeit-

Realität abbilden. Für strategische Programmbeschwerden oder die Zuarbeit zu 

medienwissenschaftlichen Gutachten liefert dieser quellenübergreifende Frequenz- 

und Tonabgleich inklusive der sekundengenauen Timecodes ein sachliches, 

mathematisch nachprüfbares Fundament. Es entzieht den Rundfunkanstalten die 

Verteidigungslinie, berechtigte Kritik als „subjektive Wahrnehmung“ oder 

„populistische Behauptung“ zurückzuweisen. 

Der „Saubere Einstieg“: Nichts kaputt machen durch voreilige Klagen 

Um zu vermeiden, dass unvollständiges oder methodisch schwaches Material zu einer 

erfolglosen Klage führt, gilt eine klare Qualitätssperre: 

1. Die belastbare Datengrundlage: Eine Programmbeschwerde sollte erst erhoben 

werden, wenn der konkret beanstandete Sachverhalt ausreichend dokumentiert ist. 

Eine starre Mindestdauer von beispielsweise sechs Monaten gibt es für 

Programmbeschwerden nicht. Entscheidend sind vielmehr die jeweiligen 

Beschwerderegeln der Rundfunkanstalt und die Qualität der Dokumentation.  

2. Keine juristischen Experimente: Für eine Klage, die sich auf die vom 

Bundesverwaltungsgericht entwickelten Maßstäbe zur Vielfalt und Ausgewogenheit 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks stützt, reicht die Beobachtung einzelner 

Sendungen oder eines einzelnen Formats nicht aus. Das BVerwG verlangt eine 

Betrachtung des Gesamtprogrammangebots über einen Zeitraum von nicht unter zwei 

Jahren sowie substantiierte Anhaltspunkte für evidente und regelmäßige Defizite. 

Erst wenn entsprechend belastbares empirisches Material vorhanden ist, sollte ein 

solcher Rechtsweg überhaupt erwogen werden.  

https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U&t=9s
https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U&t=26s
https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U&t=38s
https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U#:~:text=Protest%20bei%20ARD%2DSommerinterview%20Alice%20Weidel%20versteht%20manches%20nicht
https://www.youtube.com/watch?v=Bl20h3tib9U#:~:text=Protest%20bei%20ARD%2DSommerinterview%20Alice%20Weidel%20versteht%20manches%20nicht
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Zusammenfassende Richtlinie für den Alltag: Der Maßstab der absoluten 

Akkuratheit 

Warum ist die klare Trennung der beiden Wege so entscheidend? Weil jeder ungenaue 

Vorwurf, jedes fehlerhafte Zitat und jede nicht belegbare Tatsachenbehauptung die 

Glaubwürdigkeit einer Programmbeschwerde oder eines gerichtlichen Vorbringens 

schwächen kann. Gerade bei juristischen Verfahren kommt es darauf an, Tatsachen, Quellen 

und eigene Bewertungen sauber voneinander zu trennen. 

Das Gegen-Monitoring von KLARTEXT arbeitet daher nach dem Prinzip einer möglichst 

strikten methodischen Trennung: 

• Wir beschreiben zunächst nur, was messbar ist: In Säule 1 wird die Ausstrahlung 

des Senders so präzise wie möglich erfasst – mit Sender, Sendung, Datum, Uhrzeit 

beziehungsweise Timecode und wortgetreuem Zitat. Eigene Bewertungen bleiben vom 

eigentlichen Sendeprotokoll getrennt.  

• Wir überprüfen anhand belastbarer Primärquellen: In Säule 2 werden die 

dokumentierten Tatsachenbehauptungen möglichst anhand der zugrunde liegenden 

Originalquellen überprüft. Dazu gehören beispielsweise amtliche Zahlen des 

Statistischen Bundesamtes, Veröffentlichungen des Bundeskriminalamtes, 

parlamentarische Drucksachen und Protokolle, Gerichtsentscheidungen sowie 

einschlägige wissenschaftliche Originalquellen. Medienberichte, Blogs und Social-

Media-Beiträge können Hinweise liefern, sollten aber eine verfügbare Primärquelle 

nicht ersetzen.  

Wer auf diese Weise dokumentiert, erhöht die Nachprüfbarkeit, Beweiskraft und 

Belastbarkeit seiner Argumentation erheblich. Den Sendeanstalten wird dadurch weniger 

Raum gegeben, konkrete Kritik mit dem Hinweis auf ungenaue Zitate, fehlende Quellen oder 

bloß subjektive Wahrnehmungen zurückzuweisen. Das ist der nötige Ernst, mit dem wir die 

Informationsfreiheit Stück für Stück zurückerobern. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Michael B. Barnes 

Zurück zum Anfang 

 

 

Impressum / Kontakt: 
Michael B. Barnes 
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Hengeloer Str.1 

49565 Bramsche 

        E-Mail: info@klartext-info.online 

 

 

Rechtlicher Hinweis & Haftungsausschluss 
Dieses Dokument ist Teil des privaten Informations- und Aufklärungsprojekts 
KLARTEXT von Michael B. Barnes. Der Bericht dient ausschließlich der Information 
sowie der unabhängigen, öffentlichen Meinungs- und Diskussionsbildung. Er enthält 
eine sorgfältig recherchierte Kombination aus dokumentierten Tatsachen, amtlichen 
Primärquellen, rechtlichen Einordnungen sowie persönlichen Bewertungen, 
Schlussfolgerungen und Hypothesen des Autors. 
Daher gelten für die Nutzung dieses Dossiers folgende strikte Bedingungen: 

• Keine Rechtsberatung: Die hier bereitgestellten Inhalte, methodischen 
Leitfäden (wie die Zwei-Wege-Verifizierung) und Formulierungshilfen stellen 
zu keinem Zeitpunkt eine Rechtsberatung im Sinne des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) dar. Sie können und sollen eine 
individuelle rechtliche Beratung durch einen qualifizierten Rechtsanwalt nicht 
ersetzen. 

• Ausschluss der Haftung für Verfahrensfehler: Die Anwendung der hier 
beschriebenen Dokumentationsmethoden und das Erheben von 
Programmbeschwerden oder juristischen Schritten erfolgen ausdrücklich auf 
eigene Verantwortung und auf eigenes Risiko des jeweiligen Nutzers. Der 
Autor übernimmt keinerlei Gewähr oder Haftung für den Erfolg, die 
Zulässigkeit oder etwaige Kostenfolgen (z. B. Gerichtskosten, Anwaltskosten 
der Gegenseite) von Beschwerden oder Klageverfahren, die von Nutzern 
initiiert werden. 

• Maßstab der Eigenverantwortung: Trotz maximaler Sorgfalt bei der 
Recherche kann keine Gewähr für die Vollständigkeit, Aktualität oder 
fortdauernde Richtigkeit sämtlicher rechtlicher Rahmenbedingungen und 
Urteilsbegründungen übernommen werden. Nutzer sind im Rahmen des 
geforderten „nötigen Ernstes“ verpflichtet, jede genutzte Primärquelle vor der 
Verwendung in eigenen Verfahren eigenständig auf Aktualität und Richtigkeit 
zu prüfen. 

• Schutz vor Verfälschung: Eine unveränderte Weitergabe des vollständigen 
Dokuments über den offiziellen Veröffentlichungsweg ist ausdrücklich 
erwünscht. Jede Veränderung, Kürzung, Sinnentstellung oder die Nutzung 
aus dem Zusammenhang gerissener Zitate zur bewussten Diskreditierung 
oder für kommerzielle Zwecke Dritter ist ohne ausdrückliche, schriftliche 
Zustimmung des Autors untersagt. 
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